
BUNDESGERICHTSHOF

II ZR 21/90 BESCHLUSS
in dem Rechtsstreit

und
Präsidenten des Verwaltungsrats 

Schweiz,
vertreten durch den 

Wi

Klägerin und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte 
Prof. Dr. 
und Dr.

gegen

Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Bundesver­
kehrsminister, dieser vertreten durch die Wasser- und Schiff­
fahrtsdirektion S M ,  S<

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Rechtsanwa1t 
Dr. -

Prozeßbevollmächtigter:
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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat durch 
den Vorsitzenden Richter Prof. Boujong und die Richter 
Brandes, Röhricht, Stodolkowitz und Dr. Goette

am 19. November 1990

beschlossen:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Ober­
landesgerichts Karlsruhe - Rheinschiffahrtsoberge­
richt - vom 28. November 1989 wird nicht angenommen.

Die Klägerin trägt die Kosten des Revisionsverfahrens 
(§ 97 Abs. 1 ZPO).

Streitwert: 1.000.000,—  DM
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G r ü n d e  :

Die Rechtssache hat keine grundsätzliche Bedeutung. Die 
Revision hätte im Ergebnis auch keine Aussicht auf Erfolg.

Das Berufungsgericht hat im Ergebnis rechtlich zutref­
fend angenommen, daß die beklagte Bundesrepublik nicht gegen 
die ihr obliegende Verkehrssicherungspflicht verstoßen hat. 
Der Benutzer einer Wasserstraße hat diese grundsätzlich in 
dem Ausbauzustand hinzunehmen, in dem sie ihm von der Be­
klagten zur Verfügung gestellt wird. Er kann daher von dem 
Verkehrssicherungspflichtigen weder die Vertiefung 
(RG HRR 1933 Nr. 1844) noch die Verbreiterung (Senatsurteile 
BGHZ 37, 69, 71 f. und vom 13. März 1969 - II ZR 28/68, VersR 
1969, 630, 632; Arndt, Straßenverkehrssicherungspflicht,
2, Aufl., Kap. 10 "Wasserstraßen", S. 134) der Fahrrinne ver­
langen. Die Verkehrssicherungspflicht knüpft an den vorhan­
denen Verkehrsweg an und orientiert sich nicht an ihrem 
wünschbaren Ausbau (vgl. Steffen in: RGRK-BGB, 12. Aufl.
§ 823 Rdnr. 182 m.w.N.). Die Beklagte war daher nicht ge­
halten, zur Erfüllung ihrer Verkehrssicherungspflicht die für 
die Talfahrt bestimmte Durchfahrt unter der M M B t  Eisen­
bahnbrücke zu erweitern. Daran vermag auch der Umstand nichts 
zu ändern, daß in diesem Bereich Querströmungen auftreten. 
Diese sind für umsichtige Schiffsführer beherrschbar, wie dem 
Berufungsurteil zu entnehmen ist und auch amtliche Versuchs­
fahrten, deren Ergebnis durch die geringe Quote vergleich­
barer Unfälle der allgemeinen Schiffahrt in diesem Bereich 
bestätigt wird, ergeben haben.
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Die Beklagte hat auch die Gefahrenstelle mit hin­
reichender Deutlichkeit gekennzeichnet. Sie hat zudem durch 
Anlegung eines Radarleitpfades der Schiffahrt das Passieren 
der Brückendurchfahrt erleichtert.

Das Berufungsurteil enthält ferner (trotz der mißver­
ständlichen Formulierung BU 15 unten/16 oben) die im Ergebnis 
rechtlich nicht zu beanstandende Würdigung, daß ein Schiffs­
führer in der Lage bei Anwendung der erforder­
lichen und zumutbaren Sorgfalt auch unter Berücksichtigung 
der ungünstigen Witterungs- und Sichtverhältnisse einen 
Schiffsunfall, wie er sich hier zugetragen hat, hätte ver­
meiden können.

Boujong Brandes Röhricht

Stodolkowitz Goette
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